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Sehr geehrte Frau Abgeordnete Mihalic, 

 

am 5. Juni 2014 hat der Deutsche Bundestag den vorgenannten Gesetzentwurf in 

erster Lesung beraten.  

 

Zu diesem Entwurf bitte ich Folgendes zu bedenken: 

 

I. Zu A: Problem und Ziel 

 

1. Entgegen der Prämisse (vgl. S. 1 GE, Problem und Ziel; GE-Begründung S. 16) 

setzt der GE die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (Urteil zum Antiter-

rordateigesetz -1 BvR 1215/07 vom 24.04.2013) nicht (hinreichend) um. Hieraus 

resultieren erhebliche verfassungsrechtliche Risiken. Weitere Risiken resultieren 

aus den nachfolgenden Punkten.    

 

2. Mit dem GE „ (…) soll ein Vorschlag aus der (…) Evaluierung des ATDG (…) 

umgesetzt werden“ (GE-Begründung, S. 17). Zur Begründung verweist der GE 
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auf den „Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung des Antiterrordateigeset-

zes vom 7. März 2013 (vgl. a.a.O.).  

 Gegen diesen Bericht bestehen bereits in grundsätzlicher Hinsicht schwerwie-

gende Bedenken. Er basiert - entgegen dem Fachfeinkonzept der Bundesregie-

rung zur Evaluierung des Antiterrordateigesetzes (ATDG) - nicht auf einem für 

die Evaluierung zu erstellenden „staatsrechtswissenschaftlichem Gutachten“ (BT-

Drs. 17/12665 (neu), S. 7). Mit diesem Gutachten sollten u.a. die grundrechtli-

chen Folgen der Eingriffsmaßnahmen untersucht werden, da der vorgenannte 

Bericht diese Untersuchungen nicht beinhaltet. Er basiert lediglich auf Nutzerbe-

fragungen und statistischen Datenauswertungen (vgl. a.a.O., S. 4) und beinhaltet 

keine „Betrachtung und Bewertung von Einzelfällen“ (a.a.O.). Der Bericht bietet 

mithin keine Legitimationsgrundlage zur Ableitung valider Evaluierungserkennt-

nisse. 

 

 Zudem ist für die Annahme der verfassungsrechtlich gebotenen Erforderlichkeit 

einer Norm nicht ausreichend, dass mit dieser Norm ein „von den Nutzern [der 

Antiterrordatei – Anmerkung Verfasser] als sinnvoll“ (GE-Begründung, S. 27) er-

achteter Vorschlag umgesetzt werden soll. Eine – vermeintliche - Sinnhaftigkeit 

begründet nicht notwendigerweise eine Erforderlichkeit der Norm im Rechtssin-

ne.  

 

II. Zu Artikel 1, Nummern 2, 3, 4 

 

Die bestimmte, normenklare und verhältnismäßige Eingrenzung des betroffenen 

Personenkreises ist ein zentrales Anliegen der vorgenannten Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts. Der GE wird diesen Vorgaben nicht gerecht, insbe-

sondere in Bezug auf die Speicherung von Kontaktpersonen.  

 

 

III. Zu Artikel 1, Nummer 7 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Antiterrordatei (ATD) vor allem deshalb in 

grundsätzlicher Hinsicht für verfassungsgemäß erachtet, weil die ATD als eine 

bloße Hinweisdatei ausgestaltet worden ist. Nach der Entscheidung des Gerichts 

sind „eine Rasterung, Sammelabfragen oder die übergreifende Ermittlung von 

Zusammenhängen zwischen Personen durch Verknüpfung von Datenfeldern“ 

(1 BvR 1215/07, Rdn. 194) in der ATD unzulässig. 

 

Auch der Bundesrat hat die Regelung des Artikel 1 Nummer 7 des GE als eine 

Aufweichung und „Strukturveränderung“ (BR-Drs. 153/1/14, S. 4) der ATD kriti-

siert und zutreffend darauf hingewiesen, dass diese Vorschrift weder der Umset-
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zung des o.g. Urteils des Bundesverfassungsgerichts dient, noch durch die vor-

liegende GE-Begründung oder den vorgenannten Evaluationsbericht der Bun-

desregierung gerechtfertigt werden kann (vgl. a.a.O.).  

 

Entsprechendes gilt für den in der GE-Begründung erfolgten Verweis auf die 

Komplementärregelung des § 7 Rechtsextremismusdateigesetz (RED-G) zur Le-

gitimierung dieser Norm (vgl. GE-Begründung, S. 27). Bis dato liegt noch nicht 

einmal eine Evaluierung des § 7 RED-G vor, die als - vermeintlicher - Begrün-

dungsansatz herangezogen werden könnte. Dies hat der Bundesrat in seiner 

Stellungnahme ebenfalls zutreffend betont. 

 

Es ist daher nicht nachvollziehbar, weshalb die Bundesregierung trotz dieser Be-

denken und trotz des fehlenden Zeitdrucks an der geplanten Vorschrift festhält. 

 

IV. Zu Artikel 1, Nummer 9 

 

Als „rechtsstaatliches Korrektiv für die weitgehend fehlende Transparenz der 

Verarbeitung personenbezogener Daten in der ATD und die hierdurch einge-

schränkten Rechtsschutzmöglichkeiten“ (BR-Drs. 153/1/14, S. 5) fordert das 

Bundesverfassungsgericht eine wirksame Kontrolle durch die Datenschutzbeauf-

tragten des Bundes und der Länder. In besonderer Weise betont das Gericht die 

„Kompensationsfunktion der datenschutzrechtlichen Kontrolle für den schwach 

ausgestalteten Individualrechtsschutz“ (BR-Drs. 153/1/14, S. 5). 

 

Infolgedessen verpflichtet das Gericht den Gesetzgeber, die Kontrollorgane mit 

„wirksamen Befugnissen“ (1 BvR 1215/07, Rdn. 215)  auszustatten, „durch tech-

nische und organisatorische Maßnahmen“ (a.a.O.) einen auch in praktischer Hin-

sicht wirksamen Vollzug der Kontrollen zu gewährleisten und sicherzustellen, 

dass die Effizienz der Kontrollen weder durch „föderale Zuständigkeitsunklarhei-

ten“ noch durch das „Zusammenspiel der verschiedenen Aufsichtsinstanzen“ 

(a.a.O., Rdn. 216) beeinträchtigt wird. 

 

Diese Vorgaben haben weit reichende Folgen – auch für die Zusammenarbeit 

der Kontrollorgane des Bundes (PKGr, G 10-Kommission, BfDI). In diesem Be-

reich faktisch bestehende kontrollfreie Räume könnten z.B. durch eine Novellie-

rung des § 24 Abs. 2 Satz 3 BDSG geschlossen werden. 

 

 

Sollten Sie weiteren Gesprächsbedarf haben, stehe ich gerne zur Verfügung. 
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Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Andrea Voßhoff 

 

 

 

 

 

 

 


